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Garantiertes Mindesteinkommen und
Gewerkschaftspolitik
Der Tessiner Ökonom Martino Rossi verbindet sein Plädoyer für die
Einführung eines Garantierten Mindesteinkommens mit
Überlegungen zur Entwicklung der künftigen Arbeitswelt. Das GME soll
nicht nur eine im engeren Sinne neue sozialpolitische Massnahme
darstellen, sondern ebenso ein Mittel sein, den Menschen zunehmend

von der Arbeit zu befreien.

Von Martino Rossi

Die Debatte über das Garantierte Mindesteinkommen (GME) hat in der
Gewerkschaftsbewegung erst begonnen. Im Rahmen des SGB gibt es
deshalb noch keine etablierte Politik bezüglich des GME. Einige
Gewerkschafter sind sogar etwas misstrauisch, denn die «Ethik der
Arbeit» ist in der Arbeiterbewegung noch fest verwurzelt: «Wer nicht
arbeitet, wird nichts zu essen haben». Die Gewerkschafter haben
hauptsächlich für eine Erweiterung der Bereiche bezahlter Arbeit und für
eine bessere Entlöhnung derselben gekämpft. Das Sozialversicherungssystem,

zu dessen Entstehung sie viel beigetragen haben baut
auf der bezahlten Arbeit auf. Bei Arbeitsausfall, sei es durch Krankheit
Unfall, Invalidität, Alter oder Arbeitslosigkeit, können soziale Leistungen
bezogen werden. Erst später, und mit weniger Elan, engagierten sich
die Gewerkschafter dafür, den Müttern und Kindern ein «soziales
Einkommen» zu garantieren. Im Grunde sollte das Einkommen des
«Familienvaters» für die Bedürfnisse der Ehefrau und Kinder reichen
Nicht zufällig sind deshalb die Einkommen der Männer in der Schweiz
relativ hoch, diejenigen der Frauen tief, die Kinderzulagen bescheiden
und zudem von Kanton zu Kanton verschieden und der bezahlte
Mutterschafts- oder Elternurlaub ganz ungenügend.
Das GME stellt teilweise die Verbindung zwischen Arbeit und
Reichtumsverteilung wie auch die enge Beziehung zwischen Einkommen

und sozialer Sicherheit in Frage. Wir müssen daher zuerst den
objektiven und subjektiven Stellenwert der Arbeit betrachten, aber auch
die «Utopien», welche die Gewerkschaftspolitik leiten. Utopie meint
hier eine wünschenswerte Zukunft, welche die Wahl der konkreten
Projekte der Menschen beeinflusst.

Das Original dieses Beitrages von Martino Rossi ist in der Revue syndicale Suisse 5/1990
ersterschienen. Die vorliegende Übersetzung, von Regine Müller besorgt wurde von der
Medaktion leicht gekürzt.
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Man arbeitet immer weniger

Weniger als die Hälfte der Schweizerbevölkerung ist erwerbstätig
(1980:49%, die Teilzeitbeschäftigten eingeschlossen). Dieser Prozentsatz

liegt bei den Männern unter zwei Dritteln (63%), und bei den Frauen

übersteigt er kaum einen Drittel (34%). In den vergangenen Jahrzehnten

ist der Beschäftigungsgrad zurückgegangen: hauptsächlich bei den

Jungen (bei den 15-19jährigen von 61% 1970 auf 54% 1980, die

Lehrlinge mitgerechnet), ebenfalls bei den Altern (bei den 65-69jährigen
von 31 % auf 17%, bei Erwerbstätigen ab 70 von 11 % auf 5%).
Weniger als die Hälfte der Bevölkerung ist also aktiv. Sie arbeitet zudem
immer weniger. Die Arbeitszeit hat sich schätzungsweise in unserem
Jahrhundert um die Hälfte reduziert. Heute arbeitet man von 75 Jahren
40 Jahre, von 365 Tagen 220 Tage, von 24 Stunden 8 Stunden; d.h.

während etwas mehr als 10% unserer Lebenszeit gehen wir einer
Erwerbsarbeit nach.
Für viele ist die Arbeit nur eine Teilzeitbeschäftigung. Dies gilt für 15%
aller Beschäftigten in der Schweiz und für 25-30% der Beschäftigten in

den nordischen Ländern. Immer häufiger wird die Arbeit auch unterbrochen.

Frauen geben sie auf, um ihre Kinder zu erziehen, Junge, um zu

reisen oder um ein Volontariat zu absolvieren. Viele gehen einer zusätzlichen

Arbeit nach, z.Bsp. Pensionierte und viele teilzeitlich arbeitende
Frauen.

Man lebt nicht mehr um zu arbeiten

«Sag mir, was Du arbeitest und ich sage Dir, wer Du bist». Diese Art der
Identitätsbestimmung hat unter dem Einfluss der vier Haupttrends,
welche die soziale Landschaft erschüttert haben, viel von ihrer Gültigkeit

verloren. Diese Haupttrends sind: beträchtliche Zunahme der
Kaufkraft (Konsumgesellschaft), Erweiterung der sozialen Sicherheit,
mehr Freizeit für alle, sinkender Beschäftigungsgrad und strukturell
bedingte Arbeitslosigkeit. Letztere wird durch technologischen
Fortschritt, Sättigung der Märkte und die ökologischen Grenzen des
Wirtschaftswachstums verursacht. Aus zahlreichen Untersuchungen
und Meinungsumfragen geht hervor, dass seit den 60er Jahren v.a. die

jüngere Generation ihre Identität ausserhalb der Arbeitswelt aufbaut.
Eine schweizerische Umfrage von 1987 zeigt, dass nur 26% der 20-
29jährigen ihre Arbeit als «das Wichtigste im Leben» betrachten. 32%
der Erwerbstätigen teilen diese Meinung. In Deutschland hat eine

repräsentative Umfrage bei der aktiven Bevölkerung ergeben, dass
bereits 76% der-20-29jährigen ihre Freizeit als das Wichtigste im Leben

ansehen, nur für 33% ist es die Arbeit. Übrigens hat sogar der SGB

anlässlich seiner Kampagne für die 40-Stunden-Woche davon Kenntnis
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genommen. Diese Kampagne stand unter den Mottos «Mehr Zeit für
uns» und «Weniger arbeiten - zufriedener leben». Die Arbeit ist also
immer weniger die Grundlage der individuellen Identität.

Die Maschinen arbeiten lassen und die Menschen befreien
Die Meinungen über die wahrscheinlichste Entwicklung des
Arbeitsmarktes für die 90er Jahre und vor allem über den Einfluss der neuenTechnologien sind geteilt. Trotzdem kann man anhand eines breiten
Forschungsprogrammes der Europäischen Gemeinschaft (FAST-
Forcasting and Assessment in Science and Technology) folgende
Schlussfolgerung ziehen: Es werden mehr Arbeitsstellen aufgehobenals neue geschaffen. So werden in den kommenden zehn bis fünfzehn
Jahren zehn bis fünfzehn Millionen Menschen pro Jahr keinen gesicherten

Arbeitsplatz haben. Auch in den Unternehmen mit hochentwickelten
Technologien werden insgesamt Stellen gestrichen. Die privaten undöffentlichen Dienstleistungen werden einen gewissen Ausgleich schaf-
I w I I.

Das St Galler Zentrum für Zukunftsforschung zeigt in einer Studie für dieSchweiz der 90er Jahre folgende Entwicklungen in einem «Referenzszenario»

(jährliche Wachstumsrate in %):
- Bevölkerung: 0,3%
-Totale Produktion (Steigerung): 1,9%
- Arbeitsproduktivität: 2,1 %
- Beschäftigte Personen: -0,2%
-Arbeitsstunden pro Beschäftigter: -0,3%
- Beschäftigungsvolumen: -0,4%

Von 1990 bis 2000 erwartet man ein globales Wachstum der Güter undder geleisteten Dienste von 21% bei einem um 4% niedrigeren
Beschaftigungsvolumen (Total der geleisteten Arbeitsstunden)
üiese Zahlen beschreiben den möglichen Weg einer Zukunft welcheweder gewiss noch unausweichlich ist. Sie ermöglichen aberSimulationen. Man kann davon ableiten, dass das gegenwärtig produzierte

Vermogensvolumen in zehn Jahren mit drei Vierteln des heutiqenArbeitsvolumens erreicht werden kann. Bei gleichbleibender
öeschaftigungszahl könnte jeder seine Arbeitszeit im Durchschnitt umeinen Viertel verkürzen, und dies ohne Einkommenseinbusse (z Bsp 30statt wie bisher 40 Stunden die Woche). Oder bei gleichbleibender
Arbeitszeit könnte die Zahl der Beschäftigten um 25% reduziert werden,

ohne dass das Lebensniveau bei gleichbleibender Bevölkerungszahl
sinken würde.
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Befreiung durch Arbeit oder Befreiung von der Arbeit?

Die «industrielle ^P-«^technische Erneuerung jedem M.*"^™n°°"dualX}r dennoch nicht
wird, ist seit den 60er Jahren weniger überzeugend aoeh m
aufgegeben worden. H«fn^^aÄS»n ist. Denn es
nicht mit der zunehmenden^ohlfahrt¦ JJr^v |jerer. Zudem wächst
produziert national und weltweit Gewinner una

bfällen; giftige
mit der Wirtschaft der Berg von '^mer sef^ne Atmosphäre,
Emissionen, Versandung, ^^'M^cnstum hat die breite
etc. nehmen ebenfalls, zu. Da ^'^XVnlnschlichen Beziehun-
Vermarktung aller Lebensbereicne unu d das

gen - was nichts kostet, ist mch^in^prob|eme bzw. wird immer
WTYT:TTsZ^ZlrsSm°ubsesmdrebLogik «ie mehr,

^tobiseTmenrÄumren, produzieren, investieren, arbeiten...»

DrB°et"u:gr-'der Arbeit,g^^S^SÄGüterproduktion bestimmten ^^tiShSSA^ von der Befreikann

in den hochentwickelten G«sne"2_™^sVdie Gewerkschaft
ung durch die Arbeit ersetzen IhrenZ'^?e^ dete Lebenszeit zu
ständig darum gekämpft die für de «Mit«

Ausbi|dung der Jungen,

die Reduzierung der täglichen Arb/'frsh\^XAktivitätenohneökono-
Die Ergebnisse dieser^ÄtoGÄc^«!!»'mischesZiel sind im Leben des IEinze nemunaaw techn0|0gischen
geworden. Diese Tatsache Nde Rammen mjtae w^
Revolution, die neue Utopie der.Bhf^fJennaDienstdesWirtschafts-
die technologische Erneuerung ^vÄunq der ^beitszeit und für die

Wachstums stellen, sondern für d'* Vpenr^X7nXen und dafür pas-
Wiederherstellung einer lebenswerten Umwelt |'nse^ darum,
.ende sozio-ökonomische Strategeera^^^ wovon man die

die Verschwendung einer grossen Arbeit^""^hvwndung rührt
Menschen befreien könnte, *" verhindere DieseJJ«e «

dje

zudem unter anderem daher, dass d'a Produ™ s^c ständigem
Lebensdauer der Produkte ^ verkurzen, den W™ n

sse.
Wechsel (Modetrends, Diversrfikat»ner»und ne^nsacn b rosser

rungen der Produkteeigenschaften)^^W^l^u^ in

Werbekampagnen neueBedurfnssezu^^™^eökonomPischem Zie

Gebieten zu fordern die bisher Werten irtschaft, vor-und

^SSmÜmm^m^
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Ohne die vorprogrammierte Veralterung der Produkte, ohne die
raffinierte Werbung für Güter und Dienstleistungen, für die man spontan
keinen Bedarf hat, ohne die ökologischen «Reparaturarbeiten» und

ohne die zunehmende Vermarktung der Bedürfnisbefriedigung wäre
das Arbeitsvolumen mit ökonomischen Ziel weniger wichtig, und dies
bei gleichbleibendem Wohlstand.
Wenn also die Befreiung von der Arbeit ein neues Ziel der
Gewerkschaftsbewegung ist, kann das GME zu einer Alternative in der
Gewerkschaftspolitik werden. Bevor wir sehen werden, wie dies
geschehen kann, müssen wir zuerst aber den Begriff des GME klären.

Drei Konzepte des Garantierten Mindesteinkommens (GME)

1. GME: Eine innovative Reform der sozialen Sicherheit

Chantal Euzeby hat die Entwicklung des Sozialversicherungssystems in

einem Artikel der Zeitschrift «Futuribles» (Januar 1990) gut zusammengefasst.

Sie schreibt dort:
«Die Sozialversicherungssysteme haben sich in den industrialisierten
Ländern bisher immer der Entwicklung des sozialen und wirtschaftlichen

Kontextes angepasst: Entwicklung der Sozialhilfe und erste
garantierte Einkommen der bezahlten Arbeiter in der Phase der
beginnenden Industrialisierung im 19.Jahrhundert und zu Beginn des
20Jahrhunderts; soziale Sicherheit für alle und Rückgang der

Hilfsprogramme während den dreissig Jahren wirtschaftlichen Wohlstands,
steigende Löhne nach dem Zweiten Weltkrieg, Verstärkung der
Solidaritätsmechanismen innerhalb der Versicherungsgesellschaften (diese
sind immer stärkeren finanziellen Zwängen unterworfen) und Ausbau
der sozialen Leistungen seit 1975, um die wachsende Armut, bedingt
durch Arbeitslosigkeit und Auflösung der Familienstrukturen, zu

bekämpfen.»

Allerdings erfolgten diese Anpassungen nicht im gleichen Tempo wie
der wirtschaftliche und soziale Wandel. Dies ist der Grund für die

heutige Krise des sozialen Versicherungssystems, die eine Finanzkrise,
eine Krise des Solidaritätsgedankens (das Netz der sozialen Sicherheit
weist grosse Löcher auf), eine Krise der Wirksamkeit (vor allem im

Hinblick auf die Förderung der Flexibilität auf dem Arbeitsmarkt) und

eine Legitimationskrise ist. Die Sozialhilfe, wenigstens deren schweizerisches

Modell der Fürsorge, ist kein genügendes Heilmittel für die

Mängel der sozialen Sicherheit. Sie weist zuviele Fehler auf:
• Sie ist kein subjektives, ab einem bestimmten Minimaleinkommen
garantiertes Recht. Sie ist eher eine Aufgabe der Kantone und Gemeinden,

die Benachteiligten zu unterstützen. Die unumschränkte Macht der
Funktionäre ist von daher zu gross.

171



• Die Unterstützungsbeiträge müssen im Prinzip zurückbezahlt werden
sobald die wirtschaftliche Situation des Unterstützten sich verbessert'
Hier hegt der Ursprung der sogenannten Armutsfalle. Die Aussicht zu
arbeiten, um die erhaltene Sozialhilfe zurückzubezahlen, ist entmutigend.

Deshalb ist die Versuchung gross, in der Rolle des Unterstützten
zu bleiben.
• Der Unterstützte ist nicht nur der Kontrolle seines Einkommens
sondern auch der Kontrolle über die Verwendung der erhaltenen
Sozialhilfe unterworfen. Deshalb weigern sich viele Leute mit niedrigem
Einkommen und grossen Familienauslagen, die Sozialhilfe überhaupt zu
beanspruchen.
• Die fehlende Koordination zwischen Sozialhilfe, sozialen Institutionen
und dem Arbeitsamt erschwert es dem Unterstützten, die finanzielle
Autonomie wieder zu erlangen.

Das GME kann daher als substantielle Reform der Sozialhilfe angesehenwerden und so einen wichtigen Platz im Sozialversicherungssystem
einnehmen. Seine Merkmale wären die folgenden:
• Ein subjektives und gesetzlich verankertes Recht zu einem bestimmten

Minimaleinkommen, das zur Deckung der gesellschaftlich
bestimmten Grundbedürfnisse frei verfügbar ist.
• Eine Unterstützung, die nicht zurückbezahlt werden muss und die sich
aus der Differenz der eigenen Mittel (Einkommen aus Arbeit, Rente
sozialen Leistungen, Vermögen, Besitz) zum «Sozialen Minimum»
ergibt.

Nur zwei Bedingungen müssen erfüllt werden:
1) der Nachweis für die zuständigen Behörden, dass die eigenen Mittel
unterhalb des «Sozialen Minimums» liegen;
2) der Nachweis, dass der Unterstützte sich im Rahmen seiner Möglichkeiten

wieder für eine finanzielle Autonomie bemüht.
Begleitmassnahmen: Unterstützung durch den sozialen Gesundheitsdienst

und die Arbeits- und Erwachsenenbildungsstellen, sofern dies
die Wiedererlangung der finanziellen Autonomie ermöglicht und dem
vom GME Profitierenden zugemutet werden kann.
Das so konzipierte GME wäre ein Ersatz- oder Ergänzungseinkommen
Diese Massnahme wäre allen zugänglich, der ökonomisch aktiven
ebenso wie der inaktiven, der bezahlten wie der unbezahlten der
arbeitsfähigen wie der arbeitslosen Bevölkerung. Dass viele Details
noch naher bestimmt werden müssen, versteht sich von selbst
Das GME konnte ganz einfach dem bereits in der Schweiz existierenden
bnkommmenstransfer eingegliedert werden oder sich ganz oder
teilweise mit den nicht beitragspflichtigen Leistungen verbinden:
Familienzulagen, Stipendien, Ergänzungsleistungen der AHV/IV, Beiträ-
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UngzeÄ^^ Zusatzunterstützung für

* GMB: «Wer nicht arbeitet hgf^^^^^^m^wfeTtSr tiSl^^^0™™^ ^no-
das Wirtschaftswachstum zu mässioenhIhSarbeit °^r die Einsicht'
Allgemeinen Grundeinkomme™SgI) qÄ" *"" Gedanken eines

Seilschaft deren Produkt onmrr? tecnn,0'09'sch fortgeschrittene Ge-
mehr automaSwe den ÄS D,ens*leistun9ssektorimmer
den Besitzenden -, vom Zwlna'd F™ V^- ^wi'l-nicht nur
demokratische GesellschaftI Erwerbsarbeit zu befreien. Eine
zwischenÄÄSTÄ die Verschiede
sehr komplexe Gesellschaft mu«<ff tAtaufhebea Eine sch°n
Bürger einfacheAntwo^aebÄ^
genannt, ist eine davon Ein TeTdefw i aucb<<Burgereinkommen,,
Mehrwert, der durch°di Arbet M "f°mmens' 9enauer der
wirtschaftet wurde kann demf MarW Metnschen und Maschinen
erBürger verteilt werden Jeder ManiL??098" Und direkt an ieden
eine Unterstützung *iSS^FrauiTiedes Kind' erhält
Kontrolle der Ressourcen der BMfrfn Und^edürfnisse deckt- Eine
Engagements oder de Arbe£fähink«,> f°' ^ Lebensweise, des
tatsächlich auf eine mäifilSSüÄ? hT/'9' Das GME wäre s°
Wer seine Konsumfäffi vemSfn SchekWeise ™ alle garantiert,
arbeit nachgehen

vergrossem mochte, wird einer Erwerbs-

Aber ^ÄÄTS!lai^SlE als;dea'iStiSch be^hnen.
idealistischer?Gedankenunti stütTt n;e w* n'°ht nUr VOn anarcho"
AGE antwortet auf nSSS SS f e'neS, bedin9ur>gslosen
Gesellschaft. ReformeKSI? ^nd rea'e Möglichkeiten unserer
heute innerhalb Sematlonalen Oml^'0^™ verteidigen sie
halb des Programms FAST der EuÄch^r °" ^^ °der inner"
bereits erwähnt haben. Diei Forscher de FA^ hT^' welche wir
für die Arbeit in Europa.» erarbeitet

i
in*MFAST baben fur>f «Szenarien

«Garantiertes Einkommen,,
d e'neS davon ist das Szenario

nÄatalrTJ^^^111 d'e b6WUSSte Wab' eines
siv liberalen und sozfalisfechen C£ Zusammentreffen von progres-
G^PPen mit spezie,,eÄ
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GME eine grössere Flexibilität auf dem Arbeitsmarkt gewährleistet.
Dennoch ist die Wahrscheinlichkeit seiner Realisierung klein. Tatsächlich

besteht das Problem nicht darin, die Möglichkeiten eines bezahlten
Grundeinkommens für alle abzuklären (in Nordeuropa gehört bereits ein
Drittel des nationalen Einkommens zum öffentlichen Transfer), sondern
darin, einen gangbaren Weg zu finden, das aktuelle System des sozialen
Transfers in ein System mit GME umzuwandeln. Dabei ist der «kulturelle»

Widerstand gegen die Bezahlung eines «Lohnes» an diejenigen, die
keiner Erwerbsarbeit nachgehen wollen, zu brechen. Dieses Szenario
wird durch eine radikale Erneuerung charakterisiert: Das Recht auf ein

Einkommen, welches die Grundbedürfnisse deckt, wird von der Pflicht
zur Arbeit getrennt. In diesem Szenario wäre das Wirtschaftswachstum
tief. Aber es könnte sich steigern dank der grössern Bereitschaft zur
technologischen Erneuerung, zur technischen Arbeit und zur abhängigen

Arbeit im Wechsel mit selbständiger Arbeit und der Schaffung
neuer kleiner alternativer Unternehmen. Das Garantierte Einkommen
hält nicht von der Arbeit und den damit verbundenen zusätzlichen
Verdienstmöglichkeiten ab und hebt die soziale Ungleichheit nicht auf.
Aber es würde eine bessere Ausgangsposition und ein Sicherheitsnetz
für jeden garantieren und zudem eine grössere Unabhängigkeit von den

Arbeitgebern schaffen.

3. GME: «Alle arbeiten, damit weniger gearbeitet werden muss»

Das GME als «Grundeinkommen» kann mit der Strategie der Befreiung
von der Arbeit als gesellschaftlicher und nicht nur individueller Wahl
verbunden werden. Die individuelle Wahl, nicht zu arbeiten, das Recht
auf Nichtstun - wenn man dabei auch bescheiden leben muss - wird
durch das Grundeinkommen im folgenden Modell ermöglicht. Die
massive Arbeitszeitverkürzung für alle erfordert die Teilnahme aller an
der gesellschaftlich notwendigen Arbeit, selbst wenn man die
technologischen Entwicklungen in den Dienst der «Befreiung von der Arbeit»
stellt und das Wirtschaftswachstum zu diesem Zweck reduziert. Jeder
muss arbeiten, damit jeder möglichst wenig zu arbeiten braucht und um
gleichwohl ein mit heute vergleichbares Einkommen und Lebensniveau
zu geniessen. Diese Aufgabe ist auch ein Grundrecht: das Recht zu

arbeiten, das Recht, selbst jenen Teil des sozialen Reichtums zu

schaffen, der jedem zukommt. Andre Gorz, der diese Auffassung des
Grundeinkommens teilt, betont nachhaltig, dass die vollständige Abhängigkeit

eines Teils der Bevölkerung von einem andern unbedingt
vermieden werden muss. Im vorliegenden Vorschlag des
Grundeinkommens ohne Pflicht zur Arbeit würde dies geschehen. Wer vom
Grundeinkommen profitiert, ohne sich direkt oder indirekt an der Schaffung

des Reichtums zu beteiligen, die das Grundeinkommen ermöglicht,
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begibt sich in die Abhängigkeit derjenigen, die durch ihre Arbeit die
Auszahlung des Grundeinkommens erlauben.
Damit alle ihre Arbeitszeit drastisch verkürzen können, ist ein neues
Verteilsystem der geschaffenen Werte notwendig. Hier interveniert das
Grundeinkommen. In den nächsten fünfzehn bis zwanzig Jahren kann
die Arbeitszeit ohne weiteres um einen Drittel oder gar um die Hälfte
ohne Einkommensverlust reduziert werden, falls man das Wachstum
der Produktivität (Umsatz pro geleistete Arbeitsstunden) zu diesem
Zweck verwendet. Das Wachstum der Produktivität schwankt je nach
Produktionszweig sehr stark: es ist sehr hoch, wo Roboter und Informatik

die menschliche Tätigkeit ersetzen können und sehr klein, wo die
menschliche Arbeit nicht durch Maschinen ersetzt werden kann. Hier
lässt die massive Arbeitszeitverkürzung ohne Einkommensverlust die
Preise in die Höhe schnellen. In Sektoren mit grosser Produktivitätssteigerung

brechen die Preise bereits zusammen. Deshalb müssen in
diesen Sektoren die nötigen Ressourcen freigesetzt werden, um die
Arbeitszeitverkürzung der Arbeiter in Sektoren mit geringer
Produktivitätssteigerung auszugleichen.

Ein Vorschlag wurde bereits gemacht: die Verdoppelung des Einkommens.

EinTeildesEinkommensjedeseinzelnen-dasGrundeinkommen
- würde durch eine « Ergänzungskasse» ausbezahlt, deren Fonds durch
eine Taxe auf den Mehrwert und durch Spezialtaxen auf Konsumgütern
alimentiert würde. Der Verschwendung der letzteren durch einen Preissturz

kann so begegnet werden. Die Unternehmen würden nur die
effektive Arbeitszeit bezahlen, welche immer kürzer wird. Der direkt
ausbezahlte Lohn durch die Unternehmen würde mit der zunehmenden
Befreiung von der Arbeit, die durch die Technologie und die Reduzierung
von Verschwendungsgütern ermöglicht würde, immer unwichtiger.

Die massive Arbeitszeitverkürzung um einen Drittel oder gar um die
Hälfte ginge einher mit der immer grösseren Freiheit jedes Arbeiters, zu
wählen, wie er sich an der gesellschaftlich notwendigen Arbeit beteiligen

möchte: einige Tage pro Woche, einige Wochen im Monat, einige
Monate im Jahr, ein Jahr auf zwei, oder in einer anderen Kombination.
Es geht also nicht um ein bedingungsloses Grundeinkommen. Das
Grundeinkommen würde regelmässig zu allen Zeiten jeder Person
überwiesen, arso vor, während und nach den eigentlichen Arbeitsperioden,

aber unter folgender Bedingung: Jeder hat das Recht und auch die
Pflicht, soweit er dazu fähig ist, sich an der Schaffung des sozialen
Reichtums zu beteiligen, soweit dies vom technologischen Stand der
Produktivität verlangt wird. Es geht also nicht um eine komplette
Trennung von Einkommen und Arbeit, sondern um die Trennung des
Einkommens, welches proportional zum Bruttosozialprodukt wachsen
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würde, und der Arbeitszeit, welche sich proportional zum durchschnittlichen

'Produktivitätswachstum verkürzen würde.

GME und Gewerkschaftspolitik

Das erste der drei Modeliedes GME ist eine Reform, an welche sich die

Gewerkschaftsbewegung sofort ansehliessen könnte und sollte. Manche

Löhne sind so tief, dass sie durch soziale Leistungen ergänzt

werden müssen. Dies gilt für Arbeiter mit mehreren Kindern oder

anderen zu unterstützenden Personen. Die Löhne werden von den

Marktbedingungen bestimmt, die die Gewerkschaft nicht immer zu

beeinflussen vermag, weil die Machtverhältnisse zwischen Arbeitnehmer

und Arbeitgeber je nach Sektor, Betrieb und Region unterschiedlich

sind.
Zu wenig Arbeitsstellen, Langzeitarbeitslosigkeit, unstabile
Familienverhältnisse, wechselnde Lebensweise unterhohlen unser
Sozialversicherungssystem. Denn dieses baut darauf, dass ein Mann,

vollzeit und ohne Unterbruch arbeitend, mit einem genügenden
Einkommen Frau und Kinder lange und regelmässig unterhält. Das GME

soll Lösungen für die immer zahlreicheren Löcher im Netz einer so

gestalteten sozialen Sicherheit bieten.
Heikel ist aus gewerkschaftlicher Sicht, dass diejenigen Arbeiter, deren

Lohn unterhalb des GME liegt, ebenfalls Anspruch auf eine Erganzungs-

leistung haben. So erreichen sie die Höhe des GME. Um zu verhindern,

dass die Unternehmer einfach die Löhne senken und so vom GME

profitierten, braucht es eine starke Vertragspolitik. Diese muss durch

Gesamtarbeitsverträge wenigstens das GME oder durch das Gesetz

einen minimalen Lohn in der Höhe des GME für eine Person vorsehen.

Der bescheidene Lohn, der ja nicht proportional zur Kinderzahl steigt,

und die Kinderzulagen in der Schweiz erreichen auch zusammen für

zahlreiche Familien nicht einmal die Höhe des GME. In dieser Situation

würde das GME die Armut im Arbeitermilieu verhindern. Ahnlich verhindern

die Ergänzungsleistungen von IV und AHV heute die Armut vieler

Pensionierter und Invalider.

Das zweite Modell des GME weist ein gosses Risiko auf. Gorz und Glotz

haben darauf aufmerksam gemacht: Wer freiwillig oder notgedrungen

von den mageren Einkünften des GME lebte, wäre von denen abhangig,

die den Reichtum produzieren und die Brosamen davon den Zukurz-

gekommenen und den «Faulen» überliessen. Jedem wäre ein

Existenzminimum garantiert. Jeder könnte nach seinen Möglichkeiten
seine Situation durch Arbeit verbessern. Wer dazu heute nicht fähig ist,

wird bereits als legitimer Bezüger der Sozialhilfe betrachtet. Schon

heute ist ein grosser Teil der Einkommensverteilung sozialisiert: so die
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Alters- und Invalidenrenten, die Ergänzungsleistungen, die
Arbeitslosenunterstützung, die Entschädigungen bei Krankheit, Mutterschaft,
Lohnausfall bei Militärdienst, Stipendien, Kinderzulagen. Das GME in
dieser Konzeption würde den Dschungel der sozialen Umverteilung
radikal vereinfachen. Betroffen wären heute vor allem die nicht
beitragspflichtigen Leistungen, welche zu den «normalen» Leistungen der
Sozialversicherungen, die auf dem Gleichgewicht zwischen Beiträgen
und Leistungen aufbauen, dazukämen. Letztere spielten weiterhin eine
fundamentale Rolle, um das Lebensniveau oberhalb des Grundbedarfs
zu garantieren. Neu wäre, dass ein Teil der Bevölkerung das Recht hätte,
zu essen ohne zu arbeiten-wie etwa die Mönche-aber die Möglichkeit
zur Arbeit offen bliebe. Diese Idee wird wohl noch lange auf Widerstand
stossen.

Das dritte Modell des GME gehört mehr als das zweite in die
Gewerkschaftstradition, in den Kampf um Arbeitszeitverkürzung. Die
Perspektive aber ist verändert: Nicht «weniger arbeiten, damit alle
arbeiten können», sondern «alle arbeiten, damit jeder weniger arbeiten
muss». Kurz: Befreiung von der Arbeit als letztes Ziel der Arbeit statt
Arbeit als Garantie für individuelle und gesellschaftliche Existenz.
Eine Utopie? Gewiss.Vor allem aber geht es um eine strategische
Orientierung hin zur Utopie der Befreiung von der Arbeit. Diese
Orientierung hat ab sofort konkret folgendes zu beinhalten:
•Die Wirtschaftspolitik ist so zu steuern, dass das Wirtschaftswachstum
nur wenig grösser ist als die Zunahme der Bevölkerung. Die Differenz
wäre vollumfänglich für die Einkommensverbesserung der weniger
begünstigten Schichten bestimmt.
• Zu diesem Zweck wird die Produktion von Verschwendungs- und
umweltschädlichen Produkten behindert. Dies gilt ebenso für zunehmend

vermarktete Zweige, deren Bedürfnisse besser durch selbständige
Leistungen privater Einheiten erfüllt werden können. Die gegenseitigen
Unterstützungsleistungen, sei es innerhalb der Familie, der Nachbarschaft,

eines Dorfes oder eines Quartiers, sollen deshalb gefördert
werden.
• Der eingeschlagene Weg des Lohnausgleichs ist weiter zu verfolgen:
Familienzulagen, bezahlter Elternurlaub, Einkommen für Studierende,
kollektiver Fonds für bezahlte Weiterbildung.
• Der Einkommensverlust bei Arbeitszeitverkürzung, bei Pflege von
alten und kranken Menschen ist wenigstens teilweise zu kompensieren.

Attraktive Angebote für freiwillige Einsätze in gesellschaftlich
nützlichen und kompetent begleiteten Projekten sind mittels finanzieller
Kompensation zu fördern.
• Auf einer neuen Grundlage ist die Kampagne für Arbeitszeitverkürzung
auf nationaler und europäischer Ebene wieder zu lancieren, sei es durch
Verhandlungen oder auf politischem Weg. Ziele und deren Umsetzungs-
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zeit müssen festgelegt werden (z. Bsp. für alle 10% weniger Arbeit
innerhalb von fünf Jahren). Gleichzeitig verbindet man damit den

Vorschlag, dass der Lohnausgleich nicht mehr von jedem Unternehmen
überwiesen wird, sondern durch eine Ausgleichskasse, welche sich

durch einen steuerlichen Vorabzug auf dem von der gesamten
Wirtschaft erzeugten Mehrwert speist. Die Art der Verkürzung würde nicht
mehr einheitlich festgelegt (z.Bsp. 35 Wochenstunden für alle), sondern

durch kollektive Verhandlungen auf der Ebene der Produktionszweige
und der Unternehmen geregelt.
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